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Einsatz  persönlicher  Arbeitsgeräte  
im Schulalltag 
GL alv.  Währ end die Mit tel-  und die 
Ber u f ssc hulen b er eit s  länger au f den 
Eins at z p er sönlic her L aptops s et z ten, 
ver folg t nun auc h die Kantonale S c hule 
f ür  Ber u f sbi ldung (k sb) die s e Strategie. 
Da es s ic h dab ei  um eine noc h s ehr 
neue Ent wic k lung handelt,  f ür  die es in 
der Ges et zgeb ung keine e x p lizite Rege -
lung gibt,  hab en sic h in den let z ten 
b eiden Jahr en der alv und der Aar gaui-
sc he Mit telsc hullehr er-  und Mit tel-
sc hullehr er innenver ein (AMV ) im Aus-
t ausc h mit ihr er Rec ht sb eratung und 
dem Dep ar tement BK S eingehend mit 
den damit ver b undenen r ec htl ic hen 
Fragen b e f ass t. 

In den vergangenen Jahren setzten Fir-

men und Schulen immer häufiger auf ein 

Konzept, dass sich unter dem Namen 

BYOD (bring your own device) etabliert 

hat. Es basiert auf der Idee, dass Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer eigene 

Arbeitsgeräte für ihre Arbeit verwenden 

dürfen und dafür durch den Arbeitgeber 

angemessen entschädigt werden. Die 

grosse Stärke von BYOD ist, dass der Ar-

beitnehmer das Werkzeug optimal an 

seine Bedürfnisse anpassen kann und 

dass der Arbeitgeber dadurch im Idealfall 

von einer Effizienzsteigerung profitieren 

kann. BYOD basiert in diesem Sinne auf 

beidseitiger Freiwilligkeit und bedarf ei-

ner entsprechenden Vereinbarung. Diese 

sollte nicht nur die Entschädigung regeln, 

sondern auch die Anforderungen an das 

eingesetzte Gerät klären. Das beinhaltet 

insbesondere ausreichende Datenschutz-

bestimmungen zum Schutz von Arbeitge-

bern, Arbeitnehmern und Dritten. Von 

BYOD zu unterscheiden sind Geschäftsge-

räte, die entweder vom Arbeitgeber zur 

Verfügung gestellt oder im Auftrag des 

Arbeitgebers vom Arbeitnehmer beschafft 

werden. Geschäftsgeräte sind Eigentum 

des Arbeitgebers und werden von diesem 

vollumfänglich finanziert. 

Die momentan bestehende Regelung für 

die kantonalen Schulen im Aargau kann 

je nach Situation das eine oder das andere 

sein. Will eine Lehrperson ein privates 

Gerät einsetzen und ist mit den Konditio-

nen des Kantons und insbesondere mit 

der vorgesehenen Entschädigung von 

1000 Franken verteilt auf vier Jahre ein-

verstanden, dann handelt es sich um 

BYOD. Die Lehrperson muss in diesem 

Fall auch damit einverstanden sein, dass 

sie die von der Schule vorgesehene Soft-

ware einsetzt und vorgegebene Massnah-

men zum Schutz der Daten umsetzt. Ist 

eine Lehrperson mit diesen Bedingungen 

nicht einverstanden, wird aber durch die 

Schulleitung aufgefordert, ein Gerät zu 

beschaffen und dieses für die Arbeit ein-

zusetzen, so kann dieses Gerät, unabhän-

gig davon, ob es privat genutzt werden 

darf oder nicht, eigentlich nur als Ge-

schäftsgerät verstanden werden. 

Fragen und Bedenken seitens alv-Mitglie-

dern, die dazu führen können, dass Lehr-

personen mit den Konditionen nicht ein-

verstanden sind, betreffen vor allem die 

Höhe der Entschädigung, die Haftung von 

Schule und Lehrpersonen im Zusammen-

hang mit möglichen Mängeln beim Da-

tenschutz oder die Installation von von 

der Schule eingesetzter Software auf pri-

vaten Rechnern.

Fragen zur Entschädigung
Da es keine anders lautenden kantonalen 

Bestimmungen gibt, müssen, was die Ent-

schädigung betrifft, nach §4 Abs. 3 GAL 

die Minimalansprüche des Schweizeri-

schen Obligationenrechts zum Schutz der 

Lehrpersonen eingehalten werden. Das 

Das eigene Arbeitsgerät im Beruf einsetzen – dafür bedarf es einer entsprechenden Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Foto: Pixabay.
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heisst, dass alle durch die Ausführung 

der Arbeit notwendig entstehenden Aus-

lagen zu ersetzen sind (Art. 327a Abs. 1 

OR) und Abreden, dass der Arbeitnehmer, 

die Arbeitnehmerin, die notwendigen 

Auslagen ganz oder teilweise selbst zu 

tragen habe, nichtig sind (Art. 327a  

Abs. 3 OR). Das klärt allerdings nicht die 

Frage, wie hoch die notwendigen Ausla-

gen sind. Im Falle von BYOD kann man, 

mangels einer expliziten Regelung, am 

ehesten den Vergleich mit der geschäftli-

chen Nutzung von privaten Fahrzeugen 

machen (Art. 327b Abs. 1 OR). Demnach 

müsste die Entschädigung mindestens die 

Abnützung des Geräts nach Massgabe des 

Gebrauchs für die Arbeit decken. Alles 

Weitere ist eine Frage der Einigung. Im 

Falle eines Geschäftsgeräts ist die Finan-

zierung Sache des Arbeitgebers. Da die 

bestehende Regelung einen Betrag von 

1000 Franken bei einem Abnützungszeit-

raum von vier Jahren vorsieht, kann eine 

Weisung, dass die Lehrperson ein passen-

des Gerät beschaffen soll, so gedeutet 

werden, dass das Gerät nicht mehr kosten 

darf. Wer also mit BYOD nicht einver-

standen ist, muss sich mit einem Gerät 

arrangieren, das mit diesem Geldbetrag 

finanzierbar ist, wodurch natürlich die 

Vorteile, die BYOD mit sich bringen 

würde, verloren gehen können. Da es für 

Geräte dieser Preisklasse in der Regel 

keine Unfallversicherung gibt, die den 

ganzen Zeitraum von vier Jahren ab-

deckt, ist davon auszugehen, dass die 

Schule für Geschäftsgeräte bei einem 

durch Unfall, Diebstahl oder Fabrikati-

onsdefekt bedingten Schaden ausserhalb 

der Garantieansprüche und sofern dies 

nicht anderweitig gedeckt ist, für einen 

Ersatz aufkommen muss. Bei BYOD 

müsste dies im Sinne einer Kostenbeteili-

gung im Rahmen der vereinbarten Ent-

schädigung für BYOD seitens Arbeitgeber 

erfolgen. 

Komplexe Haf tungsfragen
Haftungsfragen sind deutlich komplexer 

und werden in der Regel von Fall zu Fall 

beurteilt. Unabhängig davon, ob eine 

Lehrperson durch Mängel bezüglich Da-

tenschutz und Datensicherheit zu Scha-

den kommt oder ob sie selber einen Scha-

Termine
Frak tion Kindergar ten

.. 12. August, 14 Uhr bis ca. 17.30 Uhr
Jahrestref fen im Bullingerhaus in Aarau.  
Mit Clownduo Lola und Peppina (mit Sabrina 
Gautschi) als kulturellem Rahmenprogramm.

Primarlehrerinnen- und Primarlehrer-
verein (PLV)

.. 9. September, Aarau
Delegier tenversammlung: 14 Uhr Führung 
durch den Meyerschen Stollen, 15.15 Uhr 
Apéro Hotel Aarauerhof, Aarau, 16 Uhr  
Delegier tenversammlung. Anmeldung für 
Delegier te: s.schlat ter@plv-ag.ch

Kantonalkonferenz
.. 11. September, 13.30 Uhr

Delegier tenversammlung im Saal des Grossen 
Rats, Aarau

Lehrpersonen Mittelschule Aargau (AMV)
.. 22. Ok tober

Jahresversammlung

Aarg. Lehrerinnen- und Lehrerverband (alv)
.. 28. Ok tober

Delegier tenversammlung in Lenzburg

Verein Aargauer Logopädinnen und 
Logopäden (VAL)

.. 7. November
Jubiläums-Mitglieder versammlung: 50 Jahre 
VAL, Stanzerei Baden

Frak tion Heilpädagogik
.. 11. November, 17 Uhr

Jahrestref f der Frak tion Heilpädagogik; Or t: 
PDAG Brugg; Input: Beratungsstelle Autismus

Kantonalkonferenz
.. 18. November

Themenkonferenz

Alle alv-Termine 2020, auch die abgesagten, 
sind auch auf w w w.alv-ag.ch abruf bar.

den im Rahmen ihrer beruflichen 

Tätigkeit verursacht, kommt die Staats-

haftung zum Tragen. Das heisst, dass 

sich allfällige Klagen gegen das Gemein-

wesen richten. Wenn eine Lehrperson 

oder eine Schulleitung den Schaden ver-

ursacht hat, dann kann sie von den Ge-

schädigten nicht direkt belangt werden 

(§10 Abs. 1 Haftungsgesetz). Allerdings 

kann der Kanton oder die Gemeinde auf 

die Lehrperson Rückgriff nehmen, wenn 

der Schaden vorsätzlich oder grobfahrläs-

sig verursacht wurde (§12 Abs. 1 Haf-

tungsgesetz). Deshalb ist es wichtig, dass 

Lehrpersonen besonders mit persönlichen 

Daten von Schülerinnen und Schülern 

und von der Schulleitung sowie vom Kan-

ton oder Gemeinde als vertraulich und/

oder besonders schützenswert eingestuf-

ten Daten sorgfältig umgehen und die 

Weisungen seitens Arbeitgeber befolgen. 

Das bedeutet unter anderem, für einen 

ausreichenden Virenschutz zu sorgen, 

entsprechende Daten nur verschlüsselt zu 

versenden, nicht mehr benötigte Daten zu 

löschen und das System vor einem unbe-

rechtigten Zugriff zu schützen. Ausser-

dem empfiehlt es sich, auch um eigene 

Daten zu schützen, die Entschädigung 

seitens Schule für ein Gerät nutzen, das 

vorwiegend oder ausschliesslich für die 

Schule verwendet wird. Dasselbe gilt, 

wenn man die von der Schule verwendete 

Software nicht auf einem privaten Rech-

ner installieren will oder wenn man 

grundsätzlich mit den BYOD-Konditionen 

der Schule nicht einverstanden ist. 

Roger Sax, Mitglied der Geschäftsleitung alv


